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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 22.09.2022 
Antrag der Fraktion der SPD vom 12.09.2022 „Anzahl der Fälle län­
gerfristiger lngewahrsamnahme in den Jahren 2020 bis 2022" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­
sende ich den schriftlichen Bericht zu dem Thema „Anzahl der Fälle län­
gerfristiger lngewahrsamnahme in den Jahren 2020 bis 2022". 

Mit freundlichen Grüßen 

. September 2022 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 22.09.2022 

zu dem Tagesordnungspunkt 

„Anzahl der Fälle längerfristiger lngewahrsamnahme in den Jahren 

2020 bis 2022" 

Antrag der Fraktion der SPD vom 12.09.2022 

• Längerfristige lngewahrsamnahmen im Zeitraum vom 1. Ja-

nuar 2020 bis zum 31. August 2022 

Im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis zum 31.08.2022 wurden insgesamt 

262 Personen auf der Grundlage des§§ 35 i. V. m. 38 Abs. 2 Polizeige­

setz NRW (PolG NRW) längerfristig in Gewahrsam genommen. Eine de­

taillierte Übersicht aufgeschlüsselt nach den angefragten Kriterien ist die­

sem Bericht in Anlage 1 beigefügt. 

• Gerichtliche Ablehnungen von längerfristigen lngewahrsam­

nahmen im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis zum 31. August 

2022 

Im Zeitraum von 1. Januar 2020 bis 31. August 2022 wurden insgesamt 

21 behördliche Anträge auf eine längerfristige lngewahrsamnahme rich­

terlich abgelehnt. Die von der beantragenden Fraktion erbetenen weiter­

gehenden Informationen zum konkreten Datum der lngewahrsamnahme 

sowie dem angegebenen Gewahrsamsgrund sind der Anlage 2 zu ent­

nehmen. Die Dauer der lngewahrsamnahme kann den ablehnenden Be­

schlüssen in der Regel nicht entnommen werden. 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

• Stellungnahme zur Entscheidung des Verwaltungsgerichts 

Gelsenkirchen zur lngewahrsamnahme von drei Klimaaktivis­

ten am Kraftwerk Datteln 4 am 1.12. Februar 2020 

Es wird zunächst darauf hingewiesen, dass es sich in dem maßgeblichen 

Fall nicht um eine sog. längerfristige lngewahrsamnahme im Sinne des 

§ 38 Abs. 2 PolG NRW handelt. Die lngewahrsamnahme dauerte lediglich 

von 23: 17 Uhr bis zum folgenden Tag 9:00 Uhr. Die Kreispolizeibehörde 

Recklinghausen nahm seinerzeit aus den Gesamtumständen des Ergrei­

fens der Betroffenen in unmittelbarer Nähe des Kraftwerkes (u.a. mitge­

führte Gegenstände wie Schlafsack, Stirnlampe, Nähe zu „Ende Ge­

lände" nach polizeilichem Datenabgleich, Textnachricht „Viel Erfolg") an, 

dass diese unmittelbar vorhatten, in das Kraftwerksgelände einzudringen. 

Die Betroffenen haben dies bestritten. Das Verwaltungsgericht Gelsenkir­

chen nimmt nunmehr in seinem Urteil vom 10. August 2022 (17 K 

4838/20), anders als seinerzeit die Behörde, an, dass die vorliegenden 

Tatsachen die Prognose einer unmittelbar bevorstehenden Begehung 

von Straftaten nicht getragen hätten. Dies wird unter anderem damit be­

gründet, entsprechende Protestaktionen seitens der Kraftwerksgegner 

seien erst für den folgenden Tag geplant gewesen und die bei den Be­

troffenen aufgefundenen Gegenstände hätten aus sich heraus keine An­

haltspunkte für die Begehung von Straftaten geboten. Die Bewertung der 

Kreispolizeibehörde, ob gegen das Urteil Rechtsmittel eingelegt werden 

soll, dauert derzeit noch an. Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass 

die betreffende Kreispolizeibehörde zum Zeitpunkt des damaligen Ergrei­

fens - wie im Gesetz vorgesehen - unverzüglich eine richterliche Entschei­

dung zur Freiheitsentziehung herbeigeführt hatte. Das zuständige Amts­

gericht hatte hierzu die Fortdauer der lngewahrsamnahme bis zum fol­

genden Morgen 9:00 Uhr angeordnet. 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Vollständigkeitshalber wird darauf hingewiesen, dass sich mit der Neure­

gelung der sog. längerfristigen lngewahrsamnahme dagegen bereits der 

Bundesgerichtshof (BGH) im Dezember 2020 anlässlich einer Rechtsbe­

schwerde befasst hat (Az. 3 ZB 8/19). Der BGH hat in dieser Entschei­

dung konkret für§ 38 Abs. 2 Nr. 5 PolG NRW die Anwendung der Norm 

in dem zugrundeliegenden Falle bestätigt. Die in der Rechtsbeschwerde 

geäußerten Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der in der Norm gere­

gelten Höchstfrist der lngewahrsamnahme von sieben Tagen wurden im 

Übrigen vom BGH ausdrücklich verworfen. 
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Anlage 1 

längerfristige lngewahrsamnahmen 2020 
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längerfristige lngewahrsamnahmen 2021 
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längerfristige lngewahrsamnahmen 2022 (bis 31.08.2022) 
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Gerichtlich abgelehnte Anträge auf längerfristige 

lngewahrsamnahmen 

Grund der lngewahrsamnahme 
Anordnende Datum der 

Kreispolizeibehörde lngewahrsamnahme 

§ 38 Abs. 2 Nr.2 PolG NRW PP Aachen 05.03.2022 

PP Essen 06.03.2021 

PP Gelsenkirchen 22.06.2020 

KPB Gütersloh 29.10.2021 

KPB Gütersloh 29.10.2021 

KPB Gütersloh 29.10.2021 

PP Köln 13.06.2020 

PP Köln 30.06.2020 

PP Recklinghausen 10.09.2021 
§ 38 Abs. 2 Nr.3 PolG NRW PP Aachen 28.07.2020 

PP Essen 04.09.2020 

KPB Kleve 06.05.2022 

PP Recklinghausen 11.05.2020 
§ 38 Abs. 2 Nr.4 PolG NRW PP Bonn 25.12.2021 

KPB Wesel 10.06.2021 

PP Gütersloh 29.06.2021 
§ 38 Abs. 2 Nr.5 PolG NRW PP Recklinghausen 25.02.2020 

PP Recklinghausen 25.02.2020 
PP Recklinghausen 25.02.2020 

PP Recklinghausen 25.02.2020 
PP Recklinghausen 25.02.2020 

Anlage 2 


